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Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die Schwerpunktkontrollen gegen Falschparker in 
der Dortustraße zu erhöhen und überprüfen zu lassen, ob diese über den ganzen Sommer 
und auch nach 21:30 Uhr durchgeführt werden können. 
 
 
 
Begründung: 
 
Die häufigen Verstöße gegen die neuen Verkehrsregelungen in der Dortustraße führen zu 
hohen Belastungen für Anwohnerinnen und Anwohner, aber auch für Gewerbetreibende. 
Zudem entstehen Gefährdungssituationen, wenn Rettungswege für Feuerwehreinsätze 
blockiert werden. Daher erscheinen verstärkte Kontrollen über den Sommer und auch zur 
Hochzeit der Gastronomie angebracht. 
 

 
Anlagen: 

1 Stellungnahme der Verwaltung öffentlich 
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Drucksache Nr.: TOP: 

Stellungnahme der Verwaltung 
1. Rechtliche Einschätzung

2. Berücksichtigung im Haushaltsplan

3. Zeitliche Umsetzbarkeit

4. Inhaltliche Einordnung
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